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E16-310-15 "Festlegung Mindestschülerzahl je Primarschule"; Änderung Schulgesetz 
 

Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom … 

Abweichende Anträge der 
Kommission BKS vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 Schulgesetz    

 Der Grosse Rat des Kantons 
Aargau 

   

 beschliesst:    

 I.    

 Der Erlass SAR 401.100 
(Schulgesetz vom 17. März 
1981) (Stand 1. August 2015) 
wird wie folgt geändert: 

   

§  52 
Grundsatz 

    

1 Die Gemeinden sind ver-
pflichtet, die Volksschule ein-
schliesslich der Sonderschulen 
selbst zu führen oder sich an 
einer entsprechenden Kreis-
schule zu beteiligen bezie-
hungsweise das Schulgeld für 
Kinder mit Aufenthalt auf ihrem 
Gebiet zu übernehmen. 

    

2 Die Errichtung neuer Schulen 
und Abteilungen bedarf der 
Zustimmung des zuständigen 
Departements; es kann nach 
Anhören von Gemeinderat und 
Schulpflege die Errichtung 
neuer und die Aufhebung bis-
heriger Abteilungen anordnen. 
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vom … 

3 Gemeinden und Gemeinde-
verbände, die einen Kindergar-
ten, eine Einschulungsklasse, 
eine Kleinklasse, eine unter-
stützte Regelklasse, eine 
Schule der Oberstufe oder 
eine Sonderschule führen, 
sind im Rahmen der zulässi-
gen Schülerzahlen der Abtei-
lungen verpflichtet, Kinder aus 
anderen Gemeinden, in denen 
keine solchen Schulen beste-
hen, unter den gleichen Vo-
raussetzungen aufzunehmen 
wie Kinder mit Aufenthalt in 
der Gemeinde selbst. 

    

4 Der Regierungsrat legt den 
Rahmen fest, innerhalb des-
sen die Gemeinden unterei-
nander das Schulgeld verein-
baren können. Für die Fälle, in 
denen sich die Gemeinden 
nicht einigen können, regelt 
der Regierungsrat die Höhe 
der Schulgelder. Diese decken 
in der Regel die Vollkosten, 
mindestens jedoch die zusätz-
lichen Kosten im Einzelfall, die 
durch den Schulbesuch ent-
stehen. 
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5 Schulen der Primarschulstufe 
können durch Beschluss des 
Grossen Rates aufgehoben 
werden, wenn die Schülerzahl 
dauernd weniger als zwölf 
beträgt. 

5 Schulen der Primarschulstufe 
können durch Beschluss des 
Grossen RatesRats aufgeho-
ben werden, wenn die Schü-
lerzahl dauernd weniger als 
zwölf fünfzehn beträgt. 

   

 II.    

 Keine Fremdänderungen.    

 III.    

 Keine Fremdaufhebungen.    

 IV.    

 Der Regierungsrat bestimmt 
den Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens der Änderung unter Ziff. I. 
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Geltendes Recht Entwurf des Regierungs-
rats vom … 

Abweichende Anträge der 
Kommission BKS vom … 

Stellungnahme des  
Regierungsrats 

Ergebnis der 1. Beratung 
vom … 

 Aarau,    

 Präsident des Grossen Rats 
  
Protokollführerin 

   

 


